
Die 2,3 Millionen Beschäftigten bei
Bund und Kommunen bekommen
deutlich mehr Geld. Im Schnitt rund
7,5 Prozent bei einer Laufzeit von
30 Monaten, verteilt auf drei Erhö-
hungsstufen. Die erste Erhöhung
gibt es rückwirkend zum 1. März
2018. Damit ist „es eines der besten
Ergebnisse seit vielen Jahren“, sagte
der ver.di-Vorsitzende FrankBsirske.
Berufseinsteiger/innen, Auszubil-
dende und jüngere Menschen be-
kommen mehr Geld.
Und vor allem die unteren, die

mittleren, aber auch die höheren
Einkommensgruppen. „GuteArbeit,
gutes Geld, gute Löhne, das gehört
zusammen“, sagte Bsirske. Die
Beschäftigten sollten für ihre gu-
te Leistung auch gutes Geld be-
kommen. Und das sei mit diesem
„deutlichen Sprung nach oben“ er-
reicht. Bundesinnenminister Horst
Seehofer, CSU, kündigte an, das Er-
gebnis zeit- undwirkungsgleichauf
die Beamtinnen und Beamten zu
übertragen.
Dass amEnde der Durchbruch ge-

lang, daran haben vor allem auch
die zahlreichen, bundesweiten
Warnstreiks ihren Anteil gehabt. In
der Woche vor der letzten Runde
hatten sich bundesweit 150 000
Menschen an Warnstreiks beteiligt.
In der Woche vor Ostern waren es
weitere70 000Menschen.Undauch
diever.di Jugendzeigteeindrucksvoll,
wofür sie steht, und empfing die
Verhandlungspartner in Potsdam
mit viel Konfetti und deutlichen Pa-
rolen. Ihr Einsatz hat sich gelohnt.

Rückwirkend zum 1. März 2018 be-
kommensie 50Euromehr imMonat
undweitere 50 Euro ab 1.März 2019.
Ihr Urlaub steigt von 29 auf 30 Tage,
unddieÜbernahmeregelungwurde
verlängert. Zudem konnten bisher
tarifloseAusbildungsgängetarifiert
werden (siehe auch Seite 5).

engelt-tabelle wurde
inSgeSaMt überarbeitet

Die Verhandlungen in der dritten
Runde inPotsdamverliefenzunächst
schwierig. Die Arbeitgeber wollten
nicht an die unteren Lohngruppen
heran. Die Lösung brachte der Vor-
schlagvonver.di,dieEntgelt-Tabelle
insgesamt zu ändern. Die alte Lohn-
und Gehaltstabelle war 2005 unter
dem Druck der Kostenneutralität
entstanden. Doch jetzt ist die wirt-
schaftliche Gesamtsituation eine

andere,diever.di-Forderungenstell-
ten das in Rechnung.
AmEnde stand eine neue Entgelt-

Tabelle. Die in 2005 herabgestuften
Beträge für Berufseinsteiger/innen
wurdenwiedererhöht.Dasbedeutet
teils hohe Steigerungen von über
10Prozent.DieneueEntgelt-Tabelle
bringt hohe Zuwächse in den Be-
reichen, in denen der öffentliche
Dienst Probleme hat, Personal zu
gewinnen: bei Fach- und Führungs-
kräften, Technikern, Ingenieuren,
IT-Fachleuten und den sozialen Be-
rufen, betonte Bsirske.
Jetzt entscheiden die ver.di-Mit-

glieder. Die ver.di-Bundestarifkom-
mission hat die Annahme des Er-
gebnisses empfohlen.

Marion Lühring

www.wir-sind-es-wert.de
Bericht Seite 5
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Zukunft
„Wir nutzen die
Zukunft als Chance,
nicht als Bedrohung.“

Die Vorsitzende des
ver.di-Gewerkschafts-
rats, Monika Brandl,
zur Eröffnung der
diesjährigen Frühjahrs-
tagung für ehren-
amtlich aktive ver.dia-
ner/innen

... Schaden für Beschäf-
tigte und Sozialkassen
hat es allein 2016 durch
die Umgehung des ge-
setzlichen Mindestlohns
und der allgemeinver-
bindlichen Branchenmin-
destlöhne gegeben. Das
rechnet das Wirtschafts-
und Sozialwissenschaftli-
che Institut (WSI) der
Hans-Böckler-Stiftung
vor. Trotz der Verbesse-
rungen durch den ge-
setzlichen Mindestlohn
für viele Beschäftigte,
zeigt diese Zahl, dass
auch seine Durchsetzung
verbessert werden muss.
Im Sommer wird die
Mindestlohnkommission
übrigens entscheiden,
auf welche Höhe die
Lohnuntergrenze ab
1. Januar 2019 steigen
soll. Das WSI empfiehlt
dafür eine kräftige Stei-
gerung. Das Institut für
Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung rät zu
einer moderaten Steige-
rung. Sein Argument:
Erst einmal sollte man
dafür sorgen, dass alle
bekommen, was ihnen
jetzt schon zusteht.

hla



Die„Zeitungsente“hatesnochnicht
auf die „Rote Liste“ des „Lexikons
der bedrohten Wörter“ geschafft.
Aberdas Internet-Nachschlagewerk
„Wikipedia“, demman ja auch nicht
so hundertprozentig trauen können
soll, erklärt, als „Zeitungsente“
werde„umgangssprachlicheineFal-
schmeldung in der Zeitung bezeich-
net“. Gemeint seien „sowohl be-
wusste Fälschungen (sogenannte
Tatarenmeldungen) als auch Irrtü-
mer“. „Zeitungsenten“ und „Tata-
renmeldungen“ (Stichwort: Kaiser
Wilhelm II.) gibt es, seitNachrichten
verbreitetwerden. In Zeitenwieden
heutigen sagt man: Fake News.

enten und tatarenMeldungen

In diesem Zusammenhang wird von
weit rechtsaußen her ganzen Zei-
tungs- und Sendergruppen unter-
stellt, dass sie – gerne auch im
Staatsauftrag – grundsätzlich die
Wahrheit verheimlichenunddieUn-
wahrheit verbreiten.DerEinfachheit
und Eingängigkeit halber habendie

neuen Nazis dafür das alte Nazi-
Schlagwort von der „Lügenpresse“
wiederbelebt.DerMainstream,also
die Hauptdenkrichtung in Politik
und Medien, vermutet als Quelle
von Fake News gern erst mal den
Russen.
Das Phänomen der Fake News

ruft auch die Sozialwissenschaft
mit allerhand „Studien“ auf den
Plan, zum Beispiel dieser: „Fakten
statt Fakes – Verursacher, Verbrei-
tungswegeundWirkungenvonFake
News im Bundestagswahlkampf
2017“ lautet ihr Titel (https://tinyurl.
com/y9ktlpvs).Siestammtvoneinem
eingetragenenVerein (e.V.) namens
„Stiftung Neue Verantwortung“.
ImMittelpunktdieserStudie stan-

den laut ihren Autor/innen die Fra-
gen,wer inDeutschland ander Ent-
stehung und Verbreitung von Fake
News in der digitalenÖffentlichkeit
beteiligt ist, wie groß die Reichwei-
ten und wie erfolgreich die Gegen-
maßnahmen sind. Das „überra-
schende“ Ergebnis: „Weder zeigte
unsere empirische Untersuchung

viele Fake News aus Russland, die
in der Öffentlichkeit signifikante
Verbreitung fanden, noch zeigten
sichbedeutendeVorgängeausdem
linkspopulistischen Raum“, so die
Forscher/innen.

faKe newS: afd an der Spitze

Fake News würden vor allem von
Rechten, Rechtspopulist/innen und
Rechtsextremen verbreitet: „Dabei
bildet die AfD die Speerspitze der
Verbreitung.“Thematischbewegten
sich die untersuchten Falschinfor-
mationen vor allem im Themenfeld
„Flüchtlinge und Kriminalität”. Ins-
gesamt erzielen Fake News dabei,
so ein Ergebnis der Studie, „nur
überschaubare Reichweiten, es sei
denn, klassische Medien sind bei
der Verbreitung beteiligt“.
In Deutschland also alles halb so

schlimm mit den „Enten“? Eine
„Ente“ oder womöglich gar „Tata-
renmeldung“ ist es laut der Studie
jedenfalls, dass meistens Russland
schuld ist. Henrik Müller

(hla) Für rund 550 Euro im Monat
hat der tschechische Lkw-Fahrer
Jiri Gabrhel Briefsendungen von
Frankfurt/Main nach Salzburg ge-
fahren. Angestellt war er bei einer
Tochter einer österreichischen Spe-
dition mit Sitz in Prag, Tschechien.
Die Spedition hatte als Sub-Sub-Un-
ternehmen diesen Auftrag von der
Deutschen Post übernommen. Das
ist kein Einzelfall. Auf deutschen
Autobahnen sind viele Lkw mit ost-
europäischen Kennzeichen unter-
wegs, die Fahrer sind angestellt bei
lokalen Unternehmen oder osteu-
ropäischen Filialen westeuropäi-
scher Speditionen.
So wie Jiri Gabrhel. Durch ein

Flugblatt wurde er 2015 auf die un-
gleiche Bezahlung aufmerksam.
Fortan notierte er sich genau,wann
er inDeutschland unterwegs gewe-
sen und wann er für die Deutsche
Postgefahren ist,woergeparktund
wo er be- und entladen hat. ImMai
2017 reichte er, unterstützt durch
denver.di-Rechtsschutz,Klagebeim
Arbeitsgericht inBonnein.Ermachte

eine Nachzahlung von rund 8300
Euronettogeltend, zuzüglichZinsen.
Grundlage dafür ist die imMindest-
lohngesetz verankerte Auftragge-
berhaftung.
In einemGütetermin Anfang Okt-

ober konnte keine Verständigung
erzielt werden. Dabei hatte sich die
Deutsche Post laut einer Pressemit-
teilung des Arbeitsgerichts Bonn

darauf berufen, hohe Anforderun-
genandievon ihrals„Servicepartner“
bezeichneten Auftragnehmer zu
stellen – gerade was die Zahlung
des Mindestlohns angehe. Das Un-
ternehmen war auch der Meinung,
dass von ihr gezahlte Zulagen auf
denMindestlohn angerechnetwer-
den müssten. Kurz vor dem Kam-
mertermin Anfang März überwies
die Deutsche Post Jiri Gabrhel die
von ihm geforderte Summe, stellte
den Lkw-Fahrer so klaglos. Damit
war das Verfahren beendet.
„Der Fall des tschechischen Lkw-

Fahrers zeigt, dass es sich lohnt, als
Betroffener nicht locker zu lassen
und auf die Ansprüche nach dem
Mindestlohngesetz zu bestehen“,
sagt die stellvertretende ver.di-Vor-
sitzende Andrea Kocsis. Sie zollt
dem Mut des Fahrers Respekt. Ge-
rade für Beschäftigte, die sich fi-
nanziell oder bezogen auf ihr Ar-
beitsverhältnis in einer prekären
Lage befänden, sei es ein schwerer
Schritt, sich juristisch zur Wehr zu
setzen.

Mehr Chancen
auf Bildung

(GL) Das Lernen im Vor-
schulalter erschließt
wichtige Lernpotenziale
und ist bildungspolitisch
für die Chancengleich-
heit bedeutsam. Darauf
macht der jüngste UNI-
CEF-Report aufmerksam
und verweist auf die UN-
Kinderrechtskonvention,
die ausdrücklich das
Recht auf frühkindliche
Vorschulbildung verbrieft.
Der Report widmet sich
in diesem Jahr vor allem
den Bildungschancen
von Kindern. In den ärms-
ten Ländern mit dem
höchsten Anteil an Kin-
derarmut erhielten Kin-
der die Frühförderung
am seltensten. Um die
Bildungschancen ist es
weltweit schlecht be-
stellt. Etwa 263 Millionen
Kindern und Jugendli-
chen ist der Schulbesuch
verwehrt, und rund ein
Drittel der Kinder im
Grundschulalter verfügen
nicht über grundlegende
Lese-, Schreib- und Re-
chenkenntnisse. Zu den
Ursachen zählt der Re-
port Kriege, aber auch
Naturkatastrophen wie
lang anhaltende Dürre-
perioden durch Klima-
wandel. Noch dazu ist
Bildung in den meisten
Ländern unterfinanziert.
Der Report informiert
über Bildungszugänge
für Flüchtlingskinder, bil-
dungspolitische Hemm-
nisse durch Kriege und
Krisen und verweist auf
positive Trends, etwa in
Brasilien und Vietnam.
Ein umfangreicher Da-
tenteil beleuchtet infor-
mativ die Situation der
Kinder in der Welt.

unIcef-report 2018: die
chance auf bildung,
fIscher taschenbuch
verlag, frankfurt/maIn,
285 seIten, 11,99 euro,
Isbn 978-3596298181

Nicht locker lassen
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Projekt Faire Mobilität
Das Projekt „Faire Mobilität“ des DGB-
Bundesvorstands hilft mobilen Arbeit-
nehmer/innen aus mittel- und osteuropä-
ischen EU-Staaten, auf dem deutschen
Arbeitsmarkt gerechte Löhne für sich
durchzusetzen. Bundesweit gibt es dazu
sieben Beratungsstellen, in denen Betrof-
fene in ihrer jeweiligen Heimatsprache
arbeits- und sozialrechtlich beraten und
informiert werden. Dazu kooperieren die
Beratungsstellen mit vergleichbaren Ein-
richtungen lokaler Träger und sind Teil
eines bundesweit agierenden Netzwerks.
www.faire-mobilitaet.de



Kundgebungen
am 1. Mai 2018
Die zentrale DGB-
Kundgebung am 1. Mai
findet in diesem Jahr in
Nürnberg statt. Dort re-
det der DGB-Vorsitzende
Reiner Hoffmann bei ei-
ner Kundgebung des
DGB Region Mittelfran-
ken. Auftakt ist um 10
Uhr am Aufseßplatz. Von
dort aus zieht ein Demo-
zug zur Großkundge-
bung am Kornmarkt, die
um 11.15 Uhr beginnt.
Anschließend beginnt
dort ein buntes Maifest.
Der ver.di-Vorsitzende
Frank Bsirske ist der
Hauptredner der Kund-
gebung in Braunschweig.
Veranstalter ist der DGB-
Bezirk Region Südost-
niedersachsen. Hier be-
ginnt die Kundgebung
um 10.30 Uhr auf dem
Burgplatz. Anschließend
zieht ein Demonstra-
tionszug zum Bürgerpark,
wo ein Internationales
Fest stattfindet. Dort
gibt es kulinarische Spe-
zialitäten aus vielen Län-
dern, eine Infomeile,
ein Kinderfest und Pro-
gramm auf zwei Bühnen.
Um 13.30 Uhr ist ein Ge-
spräch mit Frank Bsirske
im Steigenberger ge-
plant. ver.di-Bundesvor-
standsmitglied Dagmar
König ist die Hauptred-
nerin bei der DGB-Kund-
gebung in Wilhelmsha-
ven. Mehr Infos zu
Kundgebungen vor Ort
gibt es in den ver.di-Ge-
schäftsstellen. Wo Vor-
standsmitglieder des
DGB und seiner Mit-
gliedsgewerkschaften zu
sehen und zu hören sind,
steht hier:
https://tinyurl.com/yd
ak3tl3

(red.) Am 1. Mai, dem Tag der Arbeit,
werden bundesweit Gewerkschaf-
ter/innen gemeinsamauf die Straße
gehen. Das ist kein bloßes Ritual,
sondern eine stolze Tradition. Am 1.
Mai, dem internationalen Tag der
Arbeiterbewegung, zeigenGewerk-
schafter/innen, dass sie zusammen-
stehen. Für die Rechte von Arbeit-
nehmer/innen, füreinbesseresLeben,
für eine gerechtere Welt.
Dafür wollen sie auch in diesem

JahreinstarkesSignalsetzen,gerade
auch in Zeiten des Umbruchs, wie
er derzeit mit der Digitalisierung in
der Arbeitswelt geschieht. Auch in
diesen Zeiten werden sich Arbeit-
nehmer/innen die Rechte, die sie
gemeinsammitdenGewerkschaften
hart erkämpft haben, nicht nehmen
lassen.

„Solidarität,Vielfalt,Gerechtigkeit“,
istdasMottoderDGB-Gewerkschaf-
ten in diesem Jahr zum 1.Mai.Werte,
die auch in diesem Umbruch zählen.
Denn der technische Fortschritt, die
Arbeit 4.0,darf fürdieBeschäftigten
nicht in den sozialen und arbeits-
rechtlichen Rückschritt führen. Er
soll allen Menschen dienen. Dafür
kämpfendieGewerkschaften.Denn
auch indigitalenArbeitsweltenmuss
die Arbeitszeit geregelt sein, zum
Schutz der Beschäftigten. Den Ver-
suchen,Arbeitszeitenauszudehnen,
Schutzregelnaufzuweichen,werden
sich die Gewerkschaften und ihre
Mitglieder entgegenstellen.
Und nicht nur bei der Arbeitszeit

musseseinMehranMitbestimmung
geben. Auch dafür rufen die Ge-
werkschaften am 1. Mai auf. Für

gute Arbeit und gute Löhne. Für so-
ziale Sicherheit. Gebraucht werden
gesicherte Arbeitsplätze statt unsi-
cherer Arbeit in Mini- und Midijobs
oder aber in unfreiwilliger Teilzeit.
Auch weil prekäre Arbeit im Alter
in die Altersarmut führt. Ebenso
aber auch für eine Steuerpolitik, die
endlich auch die Reichen und Ver-
mögenden stärker in die Pflicht
nimmt. Auch sie führt zu mehr Ge-
rechtigkeit im Land.
„WirwerdendieBundesregierung

drängen, die politischen Weichen
in die richtige Richtung zu stellen:
Solidarität statt gesellschaftliche
Spaltung und Ausgrenzung, klare
Kante gegen Rassismus und extre-
me Rechte“, heißt es in dem DGB-
Aufruf.
http://www.dgb.de/erstermai2018

Vielfalt undGerechtigkeit
tag der arbeit – DGB ru für den 1. Mai zu zahlreichen Kundgebungen auf

(pm) ver.di begrüßt jüngst die Ini-
tiativen von Bündnis 90/Die Grünen
und Die Linke im Bundestag für
mehr Personal in Krankenhäusern
und in der Altenpflege. Angesichts
der dramatischen Situation in Kli-
nikenundPflegeeinrichtungenmüs-
sesofortgehandeltwerden, forderte
ver.di-BundesvorstandsmitgliedSyl-
via Bühler aus Anlass der Anhörung
im Gesundheitsausschuss des Bun-
destages.

Für dieKrankenhäuser fordert ver.di
neben einem Sofortprogramm von
mindestens 20 000 zusätzlichen
Vollzeit-PflegestellendieEinführung
einer gesetzlichen Personalbemes-
sung in allen Bereichen. „Die An-
kündigung imKoalitionsvertragvon
Union und SPD, Personaluntergren-
zen in allen Bereichen der Pflege
einzuführen, muss schnell in die Tat
umgesetzt werden“, forderte Büh-
ler.

In stationären Pflegeeinrichtungen
ist laut ver.di ebenfalls ein Sofort-
programm nötig, das einen Perso-
nalschlüssel von 1:2, also eine Pfle-
gekraft je zwei Bewohnerinnen
beziehungsweiseBewohner,garan-
tiert. Zudem müssten nachts min-
destens zwei Pflegekräfte imWohn-
bereich anwesend sein. Finanziert
werden könnte dies durch die Um-
widmung des Pflegevorsorgefonds
in einen „Pflegepersonalfonds“.

Orientiert an den Patienten
pflege – ver.di fordert Sofortprogramme für mehr Personal

t e r M i n e
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Das Arbeitsgericht Pforzheim hat
Anfang April eine gegen ver.di ge-
richteteSchadensersatzklageabge-
wiesen. Damit sind die Streiks, zu
denenver.di imJahr 2016aufgerufen
hat, nach dieser Entscheidung in
der 1. Instanz rechtmäßig. Hinter-
grund dieser Auseinandersetzung
war die Ausschreibung des Nahver-
kehrs in Pforzheim.
Aufgrund einer Änderung im Per-

sonenbeförderungsgesetz im Jahr
2013 durch die damalige schwarz-
gelbe Bundesregierung hatte sich
das Regierungspräsidium in Karls-
ruhe gezwungen gesehen, den Zu-

schlaganeineTochterderDeutschen
Bahn zu geben. Das bedeutete das
Aus für den Stadtverkehr Pforzheim
(SVP), ein Unternehmen mit über
hundertjähriger Tradition und 250
Beschäftigten. Der neue Anbieter
hatteangegeben,denAuftragohne
öffentliche Zuschüsse, das heißt ei-
genwirtschaftlich, bewältigen zu
können.Unddieseeigenwirtschaft-
lichen Anträge haben seit der Ge-
setzesänderung Vorrang.
Im Frühjahr 2016 hatten die Be-

schäftigten für einenSozialtarifver-
traggestreikt.DieSVPhattedamals
vergeblich versucht, die Streiks per

einstweiliger Verfügung zu verhin-
dern. Gleichwohl hatte SVP auf 1,6
MillionenEuroSchadensersatzdurch
ver.di geklagt. Das Arbeitsgericht
Pforzheim begründete seine Ent-
scheidung jetzt mündlich damit,
dass es keine Verletzung der Frie-
denspflichterkennenkönne.Zudem
sei die Stadt Pforzheim in dem Ta-
rifkonflikt wie eine Tarifpartei auf-
getreten. ver.di erwartet von der
neuenBundesregierungeineÄnde-
rungdesPersonenbeförderungsge-
setzes,damit solcheDirektvergaben
in Zukunft nicht mehr möglich sind.
Aktenzeichen 3 CA 208/17

Kein Schadenersatz durch ver.di
urteil – Streiks beim Stadtverkehr Pforzheim rechtmäßig



(pm) Der Aufsichtsrat der Metro AG
hat gegen die Stimmen der nicht
leitendenArbeitnehmervertreter/in-
nen beschlossen, die real-SB-Wa-
renhaus GmbH abzuspalten. ver.di
wirftdemUnternehmen„ein falsches
Spiel zu Lasten der Belegschaft“ vor.
DieBeschäftigtenwerden indieMe-
tro-Services GmbH überführt, die
dem konzerneigenen Arbeitgeber-
verband AHD angehört. Dort wird
ein Tarifvertragmit dem höchst um-
strittenen „Deutschen Handelsver-
band“ (DHV)angewandt, indemdie
Löhne und Gehälter über 24 Prozent

unterhalbdesFlächentarifvertrages
für den Einzelhandel liegen.

doppelteS Spiel

Während real noch mit ver.di über
einen Tarifvertrag verhandelt hat,
schloss das Unternehmen bereits
am 7. Dezember 2017 eine Protokoll-
notiz zumDHV-Tarifvertragab,nach-
demdieNachtarbeitszuschlägenicht
ab 20 Uhr, sondern erst ab 22 Uhr
gezahltwerden.ZudiesemZeitpunkt
gab es im Bereich des Arbeitgeber-
verbandes aber keine Beschäftig-

tengruppen,dienach20Uhrarbeiten.
„SolltedasBundesarbeitsgerichtam
26. Juni feststellen, dass der DHV
gar nicht tariffähig ist, gilt für die
Beschäftigten der Metro-Services
GmbH überhaupt kein Tarifvertrag
mehr“, sagte ver.di-Verhandlungs-
führerin Silke Zimmer. Bislang hatte
das Unternehmen vollmundig ver-
sprochen,dieBestandsbeschäftigten
würden so gestellt, als seien sie
ver.di-Mitglieder. Fürver.di-Bundes-
vorstandsmitglied StefanieNutzen-
berger ein Trick, umMitglieder zum
Gewerkschaftsaustritt zu bewegen.

Lohnsteuer
Grundbegriffe 2018

(red.) Für viele Beschäf-
tigte aber auch für Rent-
ner/innen ist es in jedem
Jahr eine Pflichtübung:
Die Steuererklärung. Wer
dabei nicht auf gewerk-
schaftliche Unterstüt-
zung zurückgreifen will
oder kann, sondern sich
alleine an das Ausfüllen
der Formulare macht,
der findet in dieser Bro-
schüre der Abteilung
Wirtschafts-, Steuer- und
Finanzpolitik des DGB-
Bundesvorstands viele
nützliche Tipps und Hin-
weise. Ein ABC der Lohn-
steuer-Grundbegriffe
hilft beim Ausfüllen der
Lohn- und Einkommens-
steuererklärung. Erklärt
werden die wichtigsten
einkommenssteuerrecht-
lichen Änderungen und
ihre Auswirkungen.
Durch eine Reihe von
überschaubaren tabella-
rischen Darstellungen
hat die Broschüre einen
hohen Gebrauchswert.

dgb-bundesvorstand,
abteIlung wIrtschafts-,
steuer- und fInanzpolI-
tIk (hrsg.): lohnSteuer
grundbegriffe 2018.
von a wIe altersentlas-
tungsbetrag bIs z wIe
zumutbare belastung,
broschüre, dIn-a-4-for-
mat, 92 seIten, stand
märz 2018. dIe broschü-
re kann unter
www.dgb-beStellSer
Vice.de kostenlos her-
untergeladen oder be-
stellt werden. beI be-
stellungen werden dIe
portokosten In rech-
nung gestellt.

Vollmundige Versprechen
real – Metro beschließt Abspaltung des Geschäsbetriebs der SB-Warenhaus-GmbH

flughäfen (tVÖd bt-f) – (ml) Die
am 7. Dezember 2017 erzielte Eini-
gung zwischen ver.di und der
Vereinigung kommunaler Arbeitge-
berverbände (VKA) zum Gesund-
heitsschutz für die Beschäftigten
vonFlughafenfeuerwehren,dieunter
den TVöD fallen,wurde jetzt in Pots-
damvonderver.di-Bundestarifkom-
missionÖffentlicherDienstbeschlos-
sen. Sie tritt zum 1. September 2018
in Kraft. Sie regelt Einzelheiten zum
Sportangebot, das Informations-
undVorsorgeangebot sowie dieAb-
sicherung bei Atemschutztauglich-
keitwie finanzielleAbsicherungund
Weiterbeschäftigung. Bestehende
regionale oder Tarifverträge zum
Gesundheitsschutz mit konkreten
inhaltlichen Regelungen dazu wer-
den nicht verdrängt.

deutSche teleKoM– (pm)Die rund
62 000 Beschäftigten bei der Deut-
schen Telekom bekommen mehr
Geld. Darauf haben sich ver.di und
der Arbeitgeber in der vierten Ver-
handlungsrundeverständigt. Inden
Entgeltgruppen 1 bis 5 gibt es zum
1. Mai 2018 3,1 Prozent mehr, ein
Jahr später weitere 2,1 Prozent. In
den Entgeltgruppen 6 bis 10 gibt es
zu den genannten Zeitpunkten 2,7
bzw. 2,1 Prozent, fürAzubis unddual
Studierende 40 und 30 Euro. Dual
Studierende bekommen außerdem
zukünftig vier freie Tage zur Prü-
fungsvorbereitung. Die vereinbarte
Verkürzung der wöchentlichen Ar-
beitszeit in den großen operativen
EinheitenderTelekomumzweiStun-
den auf 36 Stunden abdem 1. Januar

2019wird inFormvon14zusätzlichen
freien Tagen pro Kalenderjahr rea-
lisiert. Des Weiteren wurden zu-
sätzliche Prämien für Lebensar-
beitszeitkonten verabredet. Zudem
einigten sich die Tarifvertragspar-
teien darauf, Verhandlungen über
ein neues Teilzeitmodell aufzuneh-
men.DerentscheidendenTarifrunde
warenWarnstreiks und Demonstra-
tionen vorausgegangen.

KuratoriuMfürdialySeundnie-
rentranSplantationen (Kfh) –
(pm) Die Gehälter der bundesweit
rund 7000 Beschäftigten des KfH
werden rückwirkend zum 1. Januar
um einen Festbetrag von 100 Euro
im Monat angehoben. Zum 1. März
2019 kommenweitere 30 Euro hinzu.
Die Azubivergütung steigt je nach
Ausbildungsjahrum100bis 130Euro.
AußerdemwerdendieZuschläge für
NachtarbeitundRufbereitschaft ver-
bessert. ver.di-Mitglieder erhalten
im April 2019 einen Bonus von 500
Euro als Einmalzahlung. Ergänzt
wird der Abschluss mit einem Maß-
nahmenpaket zum Thema „Demo-
grafie und Gesundheitsschutz“.

deutSche poSt ag – (pm) Mit einer
Zustimmungvon67,97Prozenthaben
die bei der Deutschen Post AG be-
schäftigtenver.di-Mitgliederdie Ta-
rifeinigung von Ende Februar ange-
nommen. Beteiligt hatten sich rund
50 000derMitglieder.DerAbschluss
beinhaltet Lohnsteigerungen und
eineEinmalzahlung fürBeschäftigte,
Azubis und Studierende an Berufs-
akademien. Die Lohnsteigerungen

können auch in mehr Freizeit um-
gewandelt werden. Das leistungs-
orientierte Gehalt wird fester Be-
standteil des Monatsgrundentgelts
der jeweiligen Entgeltgruppe. Die
Postzulage für die 32 000 Beamt/in-
nenwird fortgeschrieben, sie erhal-
ten im Oktober 2019 eine Einmal-
zahlung von 350 Euro.

helioS-region niederSachSen –
(red.) Die Beschäftigten des Kran-
kenhauskonzerns Helios in Nieder-
sachsen bekommen rückwirkend
zum 1. April 3,4 Prozent mehr Lohn
undGehalt. Zum1. Januar 2019kom-
men weitere 3,0 Prozent hin, zum
1.Oktober 2019 noch einmal 0,7 Pro-
zent. Azubis erhalten rückwirkend
zum 1. Januar 55 Euro monatlich
mehr, ab 1. Januar 2019 weitere 60
EuroproMonat.PflegeschülerHelios
Herzbergwerden zum1.Oktobermit
Notebooks zum dienstlichen und
privaten Gebrauch ausgestattet.

friSeurhandwerK SachSen-an-
halt – (red.) Nach über 20 Jahren
bekommt der Friseur-Nachwuchs in
Sachsen-Anhalt wieder mehr Geld.
Die Azubi-Vergütungen lagen teil-
weise bei nur 153 Euro brutto imMo-
nat. Jetzt wurde eine Steigerung in
zwei Stufen vereinbart. Ab 1. August
2018 werden 325/380/420 Euro pro
Monat im ersten/zweiten/dritten
Ausbildungsjahrgezahlt.Ab1.August
2019 betragen die Monatsentgelte
für Azubis dann 325/415/465 Euro.
Das ist einweiterer Erfolg der ver.di-
Kampagne „besser abschneiden“.
http://besser-abschneiden.info

S t e u e r t i p p
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Zum ersten Mal
gestreikt
Warum bist du Mit-
glied geworden?
ver.di ist bei uns im So-
zial- und Erziehungs-
dienst sehr präsent.
Davon können wir Aus-
zubildenden nur profitie-
ren. Mitglieder sind bei
ver.di rechtlich abgesi-
chert, haben Hilfe bei
der Steuer und vieles
mehr. Ich will für meine
Forderungen eintreten
und nicht nur meckern.
In dieser Tarifrunde habe
ich auch zum ersten Mal
gestreikt. Die Stadtver-
waltung Köln war zum
Warnstreik aufgerufen –
und tausend Leute wa-
ren dabei.

Wofür hast du
gestreikt?
Wir wollten die Verlän-
gerung der Übernahme,
mehr Geld und einen Ur-
laubstag mehr. Das ha-
ben wir erreicht. Außer-
dem war mir aber auch
wichtig, dass die soge-
nannten PiA, die praxis-
orientierten Ausbil-
dungsgänge zum
Erzieher, tarifiert werden.
Die sind jetzt ab dem
1. März 2018 im Gel-
tungsbereich des TVAöD.
Um das zu erreichen, bin
ich nach Potsdam ge-
kommen und habe ich
mich an der Jugendak-
tion beteiligt. Und das
haben wir geschafft.

(ml) Sie haben mitgestreikt und das
soll sich laut Tarifeinigungnunauch
für sie auszahlen: Auszubildende
in betrieblich-schulischen Gesund-
heitsberufen, die bisher keine
Ausbildungsvergütung bekommen
haben, sollen zukünftig nach Tarif-
vertragbezahltwerden.Weiterebis-
her tariflose Ausbildungsgänge
konnten tarifiert werden. Für duale
Studiengänge ist eine Klärung in
Vorbereitung.
Mit dem Bundesgesundheitsmi-

nisteriumwird zunächst geklärt, ab
wann die Vergütungen für die Aus-
zubildenden in betrieblich-schuli-
schenGesundheitsberufen von den
Krankenkassen zu finanzieren sind
– ab Inkrafttreten eines entspre-
chenden Tarifvertrages oder erst
mit den nächsten Budgetvereinba-
rungen.
Spätestens imMai werden die Ta-

rifvertragsparteiendieEinbeziehung
der Schüler/innen nach dem Ergo-
therapeutengesetz,demGesetzüber
den Beruf des Logopäden, dem

Masseur- und Physiotherapeuten-
gesetz, dem Orthoptistengesetz,
dem Gesetz über technische Assis-
tenten in der Medizin und dem Di-
ätassistentengesetz in den Gel-
tungsbereich des TVAöD –
Besonderer Teil Pflege – vereinba-
ren.

DieSchüler/innen inderOperations-
technischen Assistenz und in der
Anästhesietechnischen Assistenz –
jeweils nach der DKG-Empfehlung
vom 17. September 2013 – sowie
nach dem Notfallsanitätergesetz
werden mit Wirkung vom
1.März 2018 in denGeltungsbereich
des TVAöD – Besonderer Teil Pflege
– einbezogen.
Die Schüler/innen in praxisinte-

griertenAusbildungsgängenzurEr-
zieher/in (PiA) nach landesrechtli-
cher RegelungwerdenmitWirkung
vom 1. März 2018 in den Geltungs-
bereich des TVAöD – Besonderer
Teil Pflege – einbezogen.
Die Tarifvertragsparteien werden

Tarifverhandlungen über die Aus-
bildungsbedingungen von Studie-
renden in ausbildungsintegrierten
dualenStudiengängeninAnlehnung
an die Richtlinie des Bundes für
ausbildungsintegrierte duale Stu-
diengänge vom 1. Januar 2018 auf-
nehmen.
www.wir-sind-es-wert.de

GuteAusbildung–guter Lohn
Öffentlicher dienSt – Azubis in bisher nicht tarifierten Ausbildungsgängen werden jetzt bezahlt

(pm) 2017 sind in Deutschland auf
Grund von Arbeitskämpfen rund
238 000 Arbeitstage ausgefallen.
Damit hat sich das Arbeitskampfvo-
lumen gegenüber dem Jahr 2016
fast halbiert. 2016 wurden 462 000
streikbedingteAusfalltageverzeich-
net. Das geht aus derArbeitskampf-
bilanz für das Jahr 2017 hervor, die
das Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftliche Institut (WSI) der Hans-
Böckler-Stiftung jüngst vorgelegt
hat. In der internationalen Streik-
statistik liegtDeutschlandweiterhin
im unteren Mittelfeld.
Sehrvielniedrigerwarhierzulande

auch die Zahl der Streikenden. Von
rundeinerMillionStreikteilnehmer/
innen 2016 ging ihre Zahl im ver-
gangenen Jahr auf 131 000 zurück.
„Entscheidend war 2017, dass es
weder im öffentlichen Dienst der
Kommunen noch in der Metallin-
dustriegroßeTarifrundengab“, sagt
WSI-Arbeitskampfexperte Heiner
Dribbusch.
Von Arbeitsniederlegungen be-

gleitete Tarifrunden gab es im ver-

gangenen Jahr unter anderem im
öffentlichen Dienst der Länder, im
Einzelhandel, bei Versicherungen
undbeimFlughafen-Bodenpersonal
sowie vor allem auch im Zusam-
menhang mit Haus- und Firmenta-
rifverträgen.
Schon jetzt steht allerdings fest,

dass die Bilanz für 2018 wieder er-
heblich höher ausfallen wird, denn
das Tarifjahr 2018 hat mit umfan-
greichen Streiks in derMetallindus-

triebegonnen.Die IGMetallmeldete
rund 1,5 Millionen Streikende. Da-
neben gab es bereits Streiks bei
Deutscher Post DHL, und in der Ta-
rifrunde im öffentlichen Dienst bei
Bund und Kommunen haben um-
fangreiche Warnstreiks begonnen.
Damit sei das relativ niedrige Ar-
beitskampfvolumendes Jahres 2017
bereits jetzt erheblichüberschritten,
so Dribbusch. www.boeckler.de
/pdf/p_wsi_pb_22_2018.pdf

Zahl der Streiktage halbiert
arbeitSKaMpfbilanz 2017 – In vielen Auseinandersetzungen ging es um Haustarifverträge

Janine Mion, auszu-
bIldende In köln In der
kIta

i n t e r V i e w
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Mitgliedernetz
ver.di-Mitglieder finden im Mitglieder-
netz zahlreiche ergänzende Informatio-
nen rund um den Tarifabschluss Öffentli-
cher Dienst für die 2,3 Millionen
Beschäftigten von Bund und Kommunen.
Hier sind nicht nur alle Flugblätter zu fin-
den, sondern Tabellen geben Aufschluss
über die Auswirkungen des Abschlusses
auf die Lohnentwicklung in den verschie-
denen Gruppen und deren Stufen. Außer-
dem ist hier auch eine Mitschrift des
Chatverlaufs zu finden. In diesem Chat
konnten Mitglieder ihre Fragen zu dem
Abschluss stellen.
https://mitgliedernetz.verdi.de

Streikende und Ausfalltage

QUELLE: WSI-ARBEITSKAMPFBILANZ 2017

Streikende

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017

550

745

745

542

320
398

120 173
304

182

1200

630

1000

550

345 392

1133

2002

1055

462

131
238

Arbeitskampfbedingte Ausfalltage

2007 bis 2017, nach Schätzungen des WSI (in Tausend)



(hla) Kirchliche Arbeitgeber dürfen
von Bewerber/innen nur dann die
Zugehörigkeit zu der jeweiligen
Religionsgemeinschaft verlangen,
wenn die auszuübende Tätigkeit di-
rekt mit dem Glauben und dessen
Verkündigung zu tun hat. So hat es
imAprilderEuropäischeGerichtshof
(EuGH)entschieden.DasUrteil setze
den Kirchen arbeitsrechtliche Gren-
zen, freut sich ver.di-Vorstands-
mitglied Sylvia Bühler: „Bei verkün-
digungsfernen Tätigkeiten gilt:
Kirchliche Arbeitgeber dürfen bei
EinstellungenausschließlichdieQua-
lifikation und Eignung berücksich-
tigen.“ Das sei jetzt auch gerichtlich
überprüfbar, so Bühler weiter.
In dem Verfahren in Luxemburg

gingesumeineKlagederBerlinerin
Vera Egenberger vor deutschen Ge-
richten,unterstütztdurchdenver.di-
Rechtsschutz. Die Sozialpädagogin
hatte sich 2012 auf eine befristete
Stelle beim Evangelischen Werk für
DiakonieundEntwicklungbeworben.
Als Referentin hätte sie – laut Stel-
lenbeschreibung – einen Parallel-

bericht zu einem Internationalen
Übereinkommen der Vereinten Na-
tionen verfassen, die Diakonie in
Deutschland gegenüber Politik und
Öffentlichkeit vertretenund interne
Meinungsbildungsprozessekoordi-
nieren sollen.

entSchädigung wegen
diSKriMinierung gefordert

Doch Vera Egenberger wurde gar
nicht erst zu einem Vorstellungsge-
spräch eingeladen. Sie glaubt, den
Grund dafür zu kennen: Sie gehört
keiner der Religionsgemeinschaf-
ten an, die sich in der Arbeitsge-
meinschaft christliche Kirchen in
Deutschlandzusammengeschlossen
haben. Eine solche Mitgliedschaft
aber war in der Ausschreibung als
Voraussetzung für den Job genannt
worden. Die gewerkschaftlich or-
ganisierte Sozialpädagogin erhob
Klage vor Gericht gegen die Evan-
gelische Kirche und fordert eine
Entschädigung in Höhe von knapp
9800 Euro. Mittlerweile ist das

Verfahren beim Bundesarbeitsge-
richt (BAG) anhängig.DasBAGwie-
derum hatte den EuGH um Klärung
der Frage gebeten, ob der Schutz
der Arbeitnehmer/innen vor religi-
öser Diskriminierung durch die EU-
Antidiskriminierungsrichtlinie im
Widerspruch zu dem durch die EU-
ChartaderGrundrechtegarantierten
Recht der Kirchen auf Autonomie
steht. ver.di fordertdenGesetzgeber
nun auf, das Urteil zum Anlass zu
nehmen, die kirchlichen Privilegien
im Arbeitsrecht abzuschaffen. Für
Sylvia Bühler ist der Sonderstatus
derKirchen „einRelikt vergangener
Zeiten”. Insbesondere der Freibrief
für Diskriminierung aufgrund von
ReligionszugehörigkeitoderLebens-
wandel sei völlig antiquiert.
Klägerin Egenberger zeigte sich

mit der EuGH-Entscheidung „sehr
zufrieden”. Jetzt muss das BAG in
der Sache abschließend urteilen
und dabei nationales deutsches
Rechtmit denVorgabenaus Luxem-
burg in Einklang bringen.
Aktenzeichen C-414/16

Verloren im Dickicht
der Rechtspflege

(hem/ku) Weil ihr Krank-
heitsverlauf eine Hartz-
IV-Berechtigte nicht so
stark beeinträchtige,
dass zur Vermeidung ge-
sundheitlicher Schäden
eine Beförderung not-
wendig sei, lehnt die
Krankenkasse die Über-
nahme der – nicht uner-
heblichen – Fahrtkosten
zur ambulanten psycho-
therapeutischen und
psychiatrischen Behand-
lung ab. Also verlangt
die Betroffene die Erstat-
tung ihres Aufwandes
als „Mehrbedarf“ nach
dem Zweiten Buch So-
zialgesetzbuch (SGB II)
vom Jobcenter, berichtet
das Internetportal www.
kostenlose-urteile.de im
April. Auch das Jobcen-
ter lehnt ab: Ein „nach
den Umständen unab-
weisbarer Bedarf zur Si-
cherung des Lebensun-
terhalts“ liege nach dem
geschilderten Sachver-
halt nicht vor. Also er-
hebt die psychisch ange-
schlagene Frau Klage
beim Sozialgericht Karls-
ruhe. Auch das Sozial-
gericht lehnt ab: Die Ge-
währung eines Mehrbe-
darfs nach Paragraf 21
Abs. 6 SGB II scheide
aus, da keine atypische
Bedarfslage vorliege, so
die Begründung, und
weiter: Die Klägerin ma-
che Leistungen geltend,
die regelmäßig vorran-
gig dem Leistungssys-
tem der gesetzlichen
Krankenversicherung
zuzuordnen sei. Die
Frau möge bei Bedarf
doch bitteschön ihre
Krankenkasse verklagen,
lautet – aus dem Juristi-
schen ins Deutsche
übersetzt – der Rechts-
rat des Sozialgerichts.
Na, schönen Dank auch!
Aktenzeichen:
S 11 AS 3439/16
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EuGH setzt KirchenGrenzen
entScheidung – Bei verkündigungsfernen Tätigkeiten zählen nur Qualifikation und Eignung
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fahrtzeit zuM einSatz iSt ar-
beitSzeit – (bs) Ordnet der Arbeit-
geber die Fahrt eines Beschäftigten
zu einer auswärtigen Arbeitsstelle

an,musserdie Fahrzeitwienormale
Arbeitszeit zu vergüten. Das hat das
Bundesarbeitsgericht entschieden.
Ist im Tarif- oder Arbeitsvertrag le-

diglich von „Aufwendungsersatz”
und „Auslösung” die Rede, ist die
Zeit für die Wegstrecke nicht abge-
golten. Az.: 5 AZR 226/16

a u c h d a S n o c h

(red.) Das Arbeitsgericht Braun-
schweig hat das Helios-Klinikum
Salzgitter in einem Zwangsvollstre-
ckungsverfahren zur Zahlung eines
Ordnungsgeldes inHöhevon135 000
Euro verurteilt. Hintergrund des –
mittlerweile rechtskräftigen – Be-
schlusses vom 4. April 2018 ist die
seit fast zehn Jahren schwelende
Auseinandersetzungzwischenver.di
und dem Betriebsrat auf der einen
Seite und dem Helios-Konzern auf
der anderen um eine ausreichende
Stellenbesetzung.
DerBetriebsratbeklagtseit langem

die im Helios-Klinikum Salzgitter
viel zu dünne Personaldecke. Das
Unternehmen ist jedoch zu keiner
einvernehmlichen Lösung bereit.
Die Folge: Immer wieder werden

Krankenschwestern und -pfleger
unter Verletzung der Mitbestim-
mungsrechte des Betriebsrats, also
rechtswidrig, um vereinbarte Frei-
zeitansprüche gebracht, um den
Krankenhausbetriebsicherzustellen.
Nun hat das Arbeitsgericht Braun-
schweig rechtswidrige Dienstplan-
änderungen in 27 Fällen mit einem
Ordnungsgeld von je 5000 Euro be-
legt.

auf zeit geSpielt

Die zugrundeliegenden Rechtsver-
stöße stammen alle aus dem Jahr
2014, aber am Verhalten der Klinik-
leitung habe sich bis heute nichts
geändert, berichtet Jens Havemann,
im ver.di-Bezirk Süd-Ost-Nieder-

sachsen zuständig für den Klinikbe-
reich: „Helios hat lange ohne ernst-
haften Verhandlungswillen nur auf
Zeit gespielt“, so Havemann, der
den langen Atem des Betriebsrates
hervorhebt: „NunzeigtdieStrategie
Wirkung. In den anstehenden Ge-
sprächenkannsichHeliosüberlegen,
ob das Geld nicht doch besser in
zusätzlichem Personal angelegt ist,
mit dem dann auch die Versorgung
der Patienten besser funktioniert.“
Der Helios-Konzern als größter

Krankenhausbetreiber in Deutsch-
land, der für das laufende Jahr
einenGewinn vonmehr als 750Mil-
lionen Euro angekündigt hat, be-
treibt allein inNiedersachsen 14Kli-
niken mit 6000 Beschäftigten.
Aktenzeichen: 2 BV 21/17

135 000 EuroOrdnungsgeld gegenHelios
zwangSVollStrecKung – Im Streit um Personalausstattung Rechte des Betriebsrats verletzt



Hoffnungen
enttäuscht

„Im Grunde ist die Ant-
wort auf die Frage, wa-
rum verstärkt Kritik am
digitalen Umbruch auf-
kommt, ganz einfach.
Die Digitalisierung kann
nur dann mit hoher und
anhaltender Akzeptanz
rechnen, wenn sie zwei
Kriterien erfüllt. Sie muss
gute, bessere Arbeit für
tunlichst viele, für mehr
Menschen ermöglichen:
Sichere Beschäftigung,
anständige Einkommen,
humane Arbeitsbedin-
gungen, Gestaltungs-
spielräume, Mitbestim-
mung (...). Und die
digitale Umwälzung
muss zum zweiten dem
Gemeinwohl dienen, will
sie dauerhaft auf Kon-
sens basieren, zumindest
darf sie dieser (...) unver-
ändert aktuellen Ziele-
setzung und Legitima-
tionsbasis jedweder
Politik nicht abträglich
sein. Gemeinwohl lässt
sich begrifflich bestim-
men als „größtmöglicher
Nutzen für die größt-
mögliche Zahl an Men-
schen“, (...). Gelingende
Digitalisierung muss also
die Arbeits- und Lebens-
qualität fördern und das
Wohl des Gemeinwesens
mehren. Und genau die-
sen zentralen Erfolgskri-
terien wird die digitale
Transformation bislang
nicht hinreichend ge-
recht.”

(hla)Der jüngstbekanntgewordene
Missbrauch von Nutzerdaten des
Online-Dienstes Facebook hat die
Diskussion um die Sicherheit von
Daten wieder aufleben lassen. Vor
diesemHintergrund liefertedasThe-
ma des diesjährigen ver.di-Digitali-
sierungskongresses einen weiteren
Beitrag zu dieser Debatte. Es ging
um das Gemeinwohl in einer digital
vernetzten Gesellschaft.
Tahar Schaa von der Cassini Con-

sulting GmbH zeigte in seinem Vor-
trag noch einmal auf, wie es insbe-
sondere dominant gewordenen
Unternehmen wie Facebook, Ama-
zonoderGooglevornehmlichdarum
geht,Datenzusammelnundzunut-
zen. Dabei geht es längst nicht
mehr nur umName und Adresse, es
geht um das Verhalten, umKontakt,
um Kauf- und andere Entscheidun-
gen. Es geht aber auch nicht mehr
um Bereiche wie den Handel; An-
bieter von entsprechenden Platt-
formen bekommen längst Prozesse
in der Landwirtschaft oder am Bau
frei Haus geliefert.
Schaa bezeichnete so genannte

Clouds, auf die Unternehmen zu-
mindest Teile ihrer IT auslagern, als
„süßes Gift zu günstigen Konditio-
nen“,durchdasFirmenvordergrün-
digKostenundMitbestimmungspa-

ren könnten, die aber auch so die
KontrolleüberDatenabgeben.Seine
Alternative: Selber machen.

welche daten wie nutzen

Wie das gehen kann, zeigte Fran-
cesca Bria, in der Stadtverwaltung
Barcelonazuständig fürTechnologie
und Innovationen. In der katalani-
schen Stadt schaut die Verwaltung
gemeinsam mit Politik, Gewerk-
schaften und Bürger/innen, welche
Daten man wie nutzen kann und
wie man die Hoheit darüber behält.
Wichtig ist dabei die Zusammenar-
beit mit lokalen Unternehmen, die
vor Ort Lösungen schaffen, die für
alle transparent sind. Dabei ginge
esdarum,öffentlicheWertezuschaf-
fen,öffentlicheDienstleistungen für
die Menschen und die öffentliche
Infrastruktur zu verbessern. Als Ge-
genbeispiel nannte sie das kanadi-

sche Toronto, wo die Stadtverwal-
tung eng mit Google zusammenar-
beitet. Aber dort habe sie keineAnt-
wort auf die Frage bekommen,wem
die Daten gehören.
Immer wieder wurde bei der Ver-

anstaltung auch gefordert, dafür
Sorge zu tragen, dass die Technik-
Unternehmen sich nicht um das
ZahlenvonSteuerndrückenkönnten.
ver.di-BundesvorstandsmitgliedLo-
tharSchrödermachteeinsteigendes
UnbehagenüberdengroßenEinfluss
der Technik-Firmenaus. Digitalisie-
rung dürfe nicht verteufelt werden,
siemüsseaberwohlüberlegtwerden.
Dazu zähle die gute Arbeit, ein
Kerngeschäft von ver.di. Auch bei
der Orientierung am Gemeinwohl
bestehe bei der Digitalisierung
Nachholbedarf, derzeitgebeeseine
„Oligarchie in der Digitalisierung“.
„Diedigitale Transformation läuft

nichtohneBrücheundWiderstand“,
warnte Schröder. Es hapere aber
nicht an Ideen, aber an der Umset-
zung sozialer Möglichkeiten, die in
der öffentlichen Diskussion derzeit
allerdings kaum eine Rollte spiele.
Dennoch zeigten viele praktische
Beispiele, die in denWorkshops bei
dem Digitalisierungskongress vor-
gestellt worden, dass eine bessere
Digitalisierung möglich sei.

Selbermachen
Ver.di-digitaliSierungSKongreSS – Schwerpunkt Gemeinwohl in der digital vernetzten Gesellscha

auszug aus der rede
von ver.dI-bundesvor-
standsmItglIed lothar
SchrÖder beIm ver.dI-
dIgItalIsIerungskon-
gress
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Informationen
Mehr Infos zum ver.di-Bundeskongress
2018 gibt es unter www.verdi.de/
themen/digitalisierungskongresse/
kongress-2018. Dort werden in den kom-
menden Tage auch die Materialien zu
den Vorträgen und Referaten eingestellt.

Mensch sollte Impulsgeber sein
praxiSbeiSpiele – Digitaler Wandel stellt neue Aufgaben auch an Interessenvertretungen

(hla/red.) Auch in diesem Jahr gab
esbeidemDigitalisierungskongress
von ver.di eine Reihe von Beispielen
aus der Praxis. In einem Workshop
ging es um die wirtschaftliche und
politische Bedeutung der postali-
schen Infrastruktur in einer digital
vernetzten Gesellschaft. Denn das
Internet ist sowohl als Kommunika-
tionsmedium als auch als Bestell-
plattform für Waren eng mit dem
Postnetz verknüpft. Das führt für die
BeschäftigtenzuArbeitsverdichtung,
mehrFremdbestimmungdurchTech-
nik und zur Sorge um feste und
sozial abgesicherte Arbeitsplätze.
FürdenBereichEnergieversorgung

machte Karlheinz Kratzer, Betriebs-
ratsvorsitzender des Nürnberger
Energieanbieters N-Ergie, die Um-
brüchedeutlich.„Wirmüsseneigene

Plattformenschaffen, sonst können
wir nur noch Dienstleister sein“,
sagte er in einem der Workshops.
Entscheidender Impulsgeber sollte
aber der Mensch sein. Auch verän-
dere sich die Arbeit der rund 2600
Beschäftigten imKonzern durch die
zunehmende Digitalisierung, und
damit auch die Ansprüche an die
Mitbestimmung. So gebe es eine
BetriebsvereinbarungzumMobilem
Arbeiten, auf deren Basis rund 700
individuelle Vereinbarungen ge-
schlossen worden seien. Aber auch
die Anforderungen an die nötigen
Qualifikationen wandelten sich.
Roland Salz, ver.di-Vertrauens-

mann bei den Halleschen Verkehrs-
betrieben,sprachvonderBedeutung
Mobilitätsdaten. Er bezeichnete sie
als „Gold“, das in Zeiten knapper

öffentlicher Haushalte nicht ver-
scherbelt werden dürfe. Er forderte
einen rechtlichen Rahmen für diese
Datennutzung im Personenbeför-
derungsgesetz. Eva Snigula, stell-
vertretende GBR-Vorsitzende von
T-Systems, stellte fest, dass die Ar-
beitsintensität mit der Höhe des Di-
gitalisierungsgradssteige.Dadurch
steigen auch die psychischen Be-
lastungen. Offen sei aber, wer die
Kosten dafür trage. daher sei es ein
Hauptaugenmerk des Betriebsrats,
diese Belastungen zu senken.
TinaGroll, BR-Vorsitzendebei Zeit

online, forderte, das Betriebsver-
fassungsgesetz müsse endlich an
diemoderneWeltangepasstwerden.
Schließlich gehöre die Digitalisie-
rung uns allen und müsse entspre-
chend gestaltet werden.



Reduziert
„Es ist doch klar,

dass Hartz IV diese
Partei immer

noch in der Seele
trifft. Aber eine

Reduktion darauf
finde ich völlig

falsch.“

Die rheinland-pfälzi-
sche Ministerpräsi-

dentin Malu Dreyer in
einem Interview nach
dem Sonderparteitag
der SPD am 22. April

Dieter Lattmann, der Ehrenvorsit-
zende des Verbandes deutscher
SchriftstellerinnenundSchriftsteller
(VS), ist Mitte April im Alter von 92
Jahren gestorben. Gemeinsam mit
Heinrich Böll, Günter Grass, Martin
Walser, Ingeborg Drewitz und an-
deren Autor/innen hatte er sich im
1969 gegründeten VS für eine An-
bindung an die Gewerkschaft IG
Druck und Papier eingesetzt. Als
SPD-Bundestagsmitglied von 1972
bis 1980 hatte er sich auch uner-
müdlich für die Sache der Schrift-
stellerinnen und Schriftsteller en-
gagiert. Die Novellierung des
Urheberrechts, die Durchsetzung
desBibliotheksgroschens sowiedas
1981 beschlossene Künstlersozial-
versicherungsgesetz sindmit seinem

Namenverbunden.Dieter Lattmann
habe immer eine klare politische
Haltung gezeigt, sagte die VS-Vor-
sitzende Eva Leipprand in einem
Nachruf des VS zu Lattmanns Tod.
Er war auch eine der zentralen Fi-
guren der Friedensbewegung der
1980er Jahre.
Die Kollegin Dagmar Knuth ist

Anfang April im Alter von 57 Jahren
verstorben. Die gelernte Rechtsan-
walts- und Notargehilfin nahm ihre
gewerkschaftliche Tätigkeit 1980 in
der ÖTV-Kreisverwaltung Rheine
auf. Seit 2015 war sie sowohl in
Rheine als auch in Münster für ver-
schiedene Fachbereiche tätig als
auch in der ver.di-Geschäftsstelle
Rheine für Mitgliederanfragen zu-
ständig.

Die AfD ist mittlerweile nicht nur im
Bundestag, sondern auch in zahl-
reichen Länder- und Kommunalpar-
lamenten vertreten. Damit hat der
organisierte rechtePopulismusbun-
desweiten Einzug in die Politik ge-
halten. Die vier Wissenschaftler/in-
nenBennoHafeneger,PhilineLeweck,
HannahJestädtundLisa-MarieKlose,
tätig an Universitäten in Marburg,
Frankfurt/MainundHalle-Wittenberg,
haben sich die Arbeit der Abgeord-
netenderAlternative fürDeutschland
in den Parlamenten näher ange-
schaut.
Für die vier Autor/innen ist die

Zustimmung breiter Teile der Bevöl-
kerungzu rechtspopulistischenPar-
teien ein Verweis auf „gesellschaft-
licheKrisenerscheinungen“,der„tief
greifendeVeränderungsprozesse im
Parteiensystemundinderpolitischen
Kultur“markiert. Schließlich sei „die
autoritäre und autokratische Herr-
schaftsvorstellung der populisti-
schen Rechten immer auch ein fun-
damentaler Angriff auf ein liberales
und pluralistisches Verständnis von

Demokratie“. Und das nicht nur in
Deutschland, invieleneuropäischen
Ländern sind seit einigen Jahren na-
tional-konservative, rechtspopulis-
tische und rechtsextremeWellen zu
erleben.
Im ersten Teil ihres Buches setzt

sich das Quartett mit Themen, Ge-
schichte und Merkmalsräumen der
AfD auseinander, und auchmit The-
men, diedie Partei auf den verschie-
denenEbenen ihresWirkens vertritt.
Anschließend wird gezielt die Um-
setzung dieser Themen in kommu-
nalen Parlamenten in Hessen und
Niedersachsen sowie im Landtag in
Rheinland-Pfalz untersucht.
Dabei geht es nicht nur um das

Zählen von Anträgen. Es zeigt sich
schnell,dasssichzahlreicheAnträge
auf Presseberichte beziehen, zu de-
ren Inhalt die AfD schlicht weitere
Auskünfte haben möchte. Dabei
stellen die Wissenschaftler/innen
fest, dass die Anträge selbst zu ver-
meintlichenKernthemenwie Innere
SicherheitoderZuwanderunghäufig
allgemein gehalten sind und eine

deutliche politisch-ideologische
Stoßrichtunghaben.Dasbetrifft so-
wohl die Arbeit im Landtag als auch
in denuntersuchtenKommunalpar-
lamenten.
Doch das Buch leistet weit mehr

alsdas fleißigeSichtenvonAnträgen.
Durch Interviews mit Parlamenta-
rier/innen anderer Parteien liefert
esArgumente füreinedifferenzierte
Auseinandersetzung mit der AfD.
Denn noch generiert sie sich als
Kümmerer, versucht damit, die eta-
blierten Parteien bloßzustellen.
Gleichzeitig zeigt sich aber auch,
dass es intern erste Brüche und Ver-
werfungen gibt. Noch ist die Partei
nichtgefestigt.Problematischkönn-
te es, so die Autor/innen, vor allem
dann werden, „wenn sich ökono-
mische Krisenentwicklungen ein-
stellen, sozialeSpaltungenundmen-
schenfeindliche Orientierungen
zunehmen und wenn aus einem
(mehr oder weniger) diffusen Pro-
testwähler*innenpotenzial verfes-
tigte Überzeugungen und Bindun-
gen werden“. Heike Langenberg

benno hafeneger,
hannah Jestädt,
lIsa-maIre klose,
phIlIne lewek: afd in
parlaMenten, themen,
strategIen, akteure,
wochenschau-verlag,
frankfurt/maIn,
178 seIten, 14,90 euro,
Isbn 978-3734406348

Am 22. Mai lädt ver.di zum Tag der
Selbstverwaltung in die ver.di-
Bundesverwaltung in Berlin ein. In
diesem Jahr steht die Arbeit von
Selbstverwalter/innen indergesetz-
lichen Rentenversicherung im Mit-
telpunkt. Dabei geht es auch umdie
aktuelle Rentenpolitik. Mehr Infos:
https://arbeitsmarkt-und-sozial
politik.verdi.de/service/veranstal
tungen.
Noch bis zum 31. Mai läuft die Be-

werbungsfrist für den Deutschen
Personalrätepreis 2018. Mit ihm
würdigtderBund-Verlagvorbildliche
Personalratsarbeit inBund,Ländern
undGemeinden.Übergebenwerden
die Preise am 21. November beim
SchönebergerForuminBerlin.Mehr
Infos: www.dprp.de

Tief greifende Veränderungen
– Die Arbeit der AfD in Landes- und Kommunalparlamenten
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